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BEKANNTMACHUNG

Nach § 1 der Satzung der Hochschule RheinMain zur Bekanntmachung ihrer Satzungen vom
04. Juni 2013 (StAnz. vom 29.7.2013, S. 929) wird die Regelung zur Umsetzung des Arbeits-,
Gesundheits- und Umweltschutzes (AGU) an der Hochschule RheinMain der Hochschule
RheinMain hiermit bekanntgegeben.

Wiesbaden, 11.02.2025 Prof. Dr. Eva Waller

Prasidentin
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REGELUNG ZUR UMSETZUNG DES ARBEITS-,
GESUNDHEITS- UND UMWELTSCHUTZES (AGU) AN
DER HOCHSCHULE RHEINMAIN

PRAAMBEL

Das sichere sowie physisch und psychisch gesunde Studieren und Arbeiten gehort zum
Selbstverstandnis der Hochschule RheinMain. Sie hat hierfiir auch eine Vorbildfunktion und
Bildungsaufgabe. Das tagliche Leben von Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz (AGU) ist
eine Gemeinschaftsaufgabe. Sie kann nur erreicht werden, wenn sich alle ihrer Verantwortung
bewusst sind und entsprechend verantwortungsvoll handeln. Deshalb sind alle Mitglieder und
Angehorige der HSRM gefordert, sich mit den sie betreffenden Rechten und Pflichten vertraut
zu machen und diese entsprechend wahrzunehmen, fiir ihre jeweiligen Bereiche in
Verantwortung zu treten und aktiv an der Umsetzung mitzuwirken. Die Vorgesetzten haben ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entsprechend zu informieren.

Die Informationen des bereits zum 1. Oktober 2019 verbindlich eingefiihrten AGU-
Managementsystems (AGUM) veranschaulichen diese Regelung. Das Online-Tool ist
verpflichtend zu nutzen und in eigener Verantwortung als Auslegungshilfe fiir die in dieser
Regelung beschriebene Rechte und Pflichten zu beachten, soweit in dieser Regelung keine
Einschrankung erfolgt. Es unterstiitzt die Wahrnehmung der Aufgaben in der eigenen, durch
das Ubertragungsschreiben zugewiesenen Rolle ganz praktisch (z.B. bei der Erstellung von
Gefahrdungsbeurteilungen) und biindelt alle wichtigen Informationen zum AGU.

1. RECHTSVORSCHRIFTEN

Das Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit ist im Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland (Art. 2 Abs. 2 GG) verankert und gilt in jeder Situation und fiir jede Person. Der
Schutz vor Unfallgefahren und arbeitsbedingten Gesundheitsrisiken sowie Risiken fiir die
Umwelt ist daher eine wichtige Aufgabe. Auch die Freiheit von Forschung und Lehre gemaB Art.
5 Absatz 3 Grundgesetz besteht nur in den Grenzen der allgemeinen Grundrechte und entbindet
nicht von den verschiedenen Rechtsvorschriften und Regelungen des AGU.

Die Grundpflichten zum AGU leiten sich aus im AGUM dargestellten Rechtsvorschriften der
Bundesrepublik Deutschland und auch der Europaischen Union ab, die es auch an der HSRM zu
beachten gilt. Ubersichten iiber die wesentlichen Gesetze, Verordnungen und Regelungen
finden sich immer aktuell im AGUM-System.

Samtliche Gesetze, Verordnungen, Richtlinien und sonstige Regelungen werden von dieser
Regelung nicht beriihrt und gehen dieser vor. Des Weiteren gelten auch alle prazisierenden
internen Regelungen der HSRM (z.B. Hausordnung, Laborordnung, Brandschutzordnung,
Fremdfirmenregelung) in der jeweils aktuellsten Fassung.
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2. GELTUNGSBEREICH

Diese Regelung hat als Dienstanweisung des:der Prasident:in zum Ziel, die jeweiligen
Zustandigkeiten und Verantwortlichkeiten im Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz (AGU)
an der Hochschule RheinMain (HSRM) klarzustellen und so den reibungslosen Vollzug der
entsprechenden Rechtsvorschriften und den Schutz von Beschiftigten, Studierenden,
Besucher:innen und der Umwelt zu gewihrleisten. Diese Regelung setzt in Verbindung mit dem
jeweiligen individuellen Ubertragungsschreiben in der HSRM folgende Regelungen um: § 13 Abs.
2 des Arbeitsschutzgesetzes, § 9 Abs. 5 des Mutterschutzgesetzes, § 28a Satz 2 des
Jugendarbeitsschutzgesetzes und § 13 DGUV V1 sowie § 44 Abs. 1 des Hessischen
Hochschulgesetzes (HessHG), fiir Beamt:innen § 38 Abs. 1 HessHG i.V.m, § 35 BeamtStG, fiir
Professor:innen § 67 Abs. 1 Nr. 9 HessHG bzw. fiir Tarifbeschiftigte, Auszubildende und
Praktikantinnen oder Praktikanten § 106 GewO. Ergédnzend dient diese Regelung allen
Mitgliedern und Angehorigen zur allgemeinen Information sowie zur Sensibilisierung iiber ihre
Rolle und Aufgabe in der Organisation des AGU in der HSRM.

Diese Regelung gilt fiir alle Beschaftigten der HSRM an all ihren Standorten. Beschiftigte im
Sinne dieser Regelung sind Arbeitnehmer:innen sowie Beamt:innen, Auszubildende und
Praktikant:innen sind den Beschéftigten gleichgestellt. Studierende sind nach einigen
Regelungen (z.B. Gefahrstoffverordnung, Mutterschutzgesetz, Unfallverhiitungsvorschriften)
vom Schutzumfang der Normen miterfasst und den Beschiftigten gleichgestellt. Die Regelungen
dienen auch dem Schutz der Studierenden. Deren Pflichten sind in der Hausordnung und in der
Allgemeinen Laborordnung geregelt.

Lehrbeauftragte werden mit Erteilung des Lehrauftrags und Honorarprofessor:innen mit dem
entsprechenden Schreiben verpflichtet, die Grundpflichten aller Beschéftigten zu beachten. Fiir
andere an der Hochschule RheinMain tétige externe Personen gelten die Hausordnung und die
Laborordnung. Die Fremdfirmenregelung ist anzuwenden.

3. GRUNDPFLICHTEN ALLER BESCHAFTIGTEN

Alle Beschiftigten der Hochschule RheinMain im Sinne des Punkt 2 sind verpflichtet, nach
ihren Moglichkeiten sowie gemaB der Unterweisung und Weisung der ihnen
weisungsberechtigten Personen fiir ihre Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit Sorge zu
tragen. Sie unterstiitzen die ihnen weisungsberechtigten Personen bei der Umsetzung von
MaBnahmen im Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz. Sie haben auch fiir die Sicherheit
und Gesundheit von Personen zu sorgen, die von ihren Handlungen oder Unterlassungen bei
der Arbeit betroffen sind. Zu den weiteren Pflichten zdhlen insbesondere:

* Maschinen, Gerate, Einrichtungen, Anlagen, Werkzeuge, Bauteile, Arbeitsstoffe,
Transportmittel und sonstige Arbeitsmittel sowie Schutzvorrichtungen und personliche
Schutzausriistung sind bestimmungsgemdaB und im Rahmen der {ibertragenen
Arbeitsaufgaben zu verwenden,
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* MaBnahmen zur Verhiitung von Arbeitsunfillen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren sowie fiir eine wirksame Erste Hilfe sind zu unterstiitzen. Im Falle der
Verantwortung fiir eine Lehrveranstaltung oder fiir eine Veranstaltung im Hochschulsport
sind Studierende und Géste ggf. iiber bestehende Gefahren zu unterweisen und ist der
Verkehrssicherungspflicht nachzukommen,

* sich durch den Konsum von Alkohol, Drogen oder anderen berauschenden Mitteln nicht in
einen Zustand zu versetzen, durch den man sich selbst oder andere gefihrden kann,

* festgestellte unmittelbare erhebliche Gefahren fiir die Sicherheit und Gesundheit sowie jeden
an den Schutzvorrichtungen und Schutzsystemen festgestellten Defekt unverziiglich der/dem
Vorgesetzten der zustindigen Fachabteilung und dem Sachgebiet VIII.2 Liegenschaften zu
melden. Auch wenn keine unmittelbare Gefahr besteht, sind Mangel in Arbeitsabldufen, in der
Wahrnehmung von Verantwortung oder an Schutzsystemen zu beseitigen oder entsprechend
zu melden.

4. VERANTWORTLICHKEIT FUR DIE EINHALTUNG DER
BESTIMMUNGEN ZUM AGU AN DER HOCHSCHULE
RHEINMAIN

4.1 UBERTRAGUNG VON AGU-VERANTWORTLICHKEITEN AN
FUHRUNGSKRAFTE UND FUNKTIONSTRAGER:INNEN

Ein ausreichender und liickenloser AGU kann nur sichergestellt werden, wenn er vor Ort in den
Fachbereichen, Abteilungen, zentralen Einrichtungen und Stabsstellen wahrgenommen und
gelebt wird. Den verantwortlichen Personen in der Hochschulleitung ist es allein aus
organisatorischen und kapazitaren Griinden nicht moglich, die Rechte und Pflichten aus dem
AGU in den einzelnen Organisationseinheiten personlich wahrzunehmen und gleichzeitig den
Vollzug der Vorschriften zu kontrollieren und zu tiberwachen.

Deshalb ist es notwendig, dass Rechte und Pflichten aus dem AGU von dem:der Prasident:in
bzw. dem:der Kanzler:in auf verantwortungsvolle, geeignete und fachkundige Beschiftigte
entsprechend ihrer herausgehobenen Rolle in ihrem Verantwortungsbereich iibertragen
werden. Die Wahrnehmung der wichtigen Aufgaben bedarf der guten Kooperation und
gegenseitigen Unterstiitzung. AGU-Verantwortliche erhalten als zusitzliche Ressource auch eine
gute strukturelle Unterstiitzung durch die Hochschulverwaltung und sind eingeladen, sich an
der Entwicklung von praxisnahen Tools in der Stabsstelle AGU zu beteiligen und auch hier best
practice-Beispiele“ zu in der Hochschule stindig wiederkehrenden Standardfillen fiir
Kolleginnen und Kollegen zur Verfiigung zu stellen.

Die Ubertragung erfolgt schriftlich durch ein Ubertragungsschreiben, das auf die nachfolgenden
Regelungen Bezug nimmt.
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4.2 ROLLEN
Die Verwendung von Bezeichnungen spezifischer Rollen im Sinne der nachfolgenden
Regelungen entspricht den Rollen in AGUM:

1. Président:in,

2. Kanzler:in,

Dekan:innen,

Leitung von Abteilungen in Verwaltungen,

Zentrale Einheiten (Leitung von Dezernaten oder Hochschuleinrichtungen),
Leitung von Stabsstellen,

Professor:innen,

Laborleitungen,

° *® X o AR

Werkstattleitungen.

Die Rollen nach Ziffern 2 bis 9 werden in dieser Regelung und in AGUM auch unter der
Rollenbezeichnung Fiihrungskrafte zusammengefasst.

Fiir Fiihrungskrafte, die aufgrund einer Entscheidung des Dekanats gemaB § 7 Abs. 2 der
Grundordnung der Hochschule RheinMain Fachvorgesetzte sind, gilt die Rolle ,Leitungen von
Abteilungen der Verwaltungen® entsprechend. Sind sie Professor:innen, so gelten beide Rollen.
Leiten sie auch noch ein Labor oder eine Werkstatt gilt zusitzlich auch diese Rolle.

4.3 VERANTWORTUNGSBEREICH

Die libertragenen Aufgaben an die Inhaber:innen der unter 4.2 genannten Rollen beziehen sich
auf den jeweils eigenen Verantwortungsbereich. Dieser umfasst:

e Die Beschiftigten, fiir die die Rolleninhaber:innen in der von ihnen geleiteten
Organisationseinheit oder durch eine Ubertragung des Dekans oder der Dekanin
Fachvorgesetzte sind. Die von diesen Beschiftigten als Arbeitsplatz iiblicherweise genutzten
Raume (inklusive Lagerriume) innerhalb der HSRM (nicht Flure, WCs, Teekiichen und
Raume, die auBerhalb der HSRM wihrend des mobilen Arbeitens genutzt werden),

e die von dem:der Kanzler:in gemaB § 2 Abs. 5 der Hausordnung zur Nutzung iibertragenen
Raume sowie

e die innerhalb der genannten Raume genutzten Arbeitsmittel (ab der Steckdose, dem Gashahn
oder Wasserhahn) mit Ausnahme

o der zentral vom ITMZ beschafften IT-Geréate inkl. Kopierer,
o der Digestorien, Feuerloschern, Gefahrstoffschranken,

o der Leitern, Tritte, Geriiste im Eigentum der HSRM und
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o Geraten, auf deren Steuer- und Regeltechnik allein die Abteilung IV Zugriff hat.

Keine Zustandigkeit besteht fiir die DGUV-V3-Priifung ortsveranderlicher elektrischer
Betriebsmittel.

Soweit sich durch Entwicklungen Unklarheiten zum Verantwortungsbereich ergeben, z.B. weil
sich Rdume dndern, Verantwortlichkeiten technisch, raumlich, zeitlich und/oder personell
beriihren oder iiberschneiden, ist zur Klarung ein (moglichst einvernehmlicher)
Klirungsvorschlag an den:die Kanzler:in zu richten, damit das Ubertragungsschreiben
konkretisiert werden kann. Sofern eine Unterstiitzung im Klarungsprozess notwendig ist, kann
die Stabsstelle AGU und soll im Fachbereich der:die Dekan:in einbezogen werden.

4.4 UBERTRAGUNG AN FUHRUNGSKRAFTE

Aufgrund ihrer Tatigkeit und ihrer Funktion haben der:die Kanzler:in, die Dekan:innen, die
Leitungen von Abteilungen in der Verwaltung, die Leitungen der Zentrale Einheiten, die Leitung
von Stabsstellen, die Professor:innen, die Laborleitungen und die Werkstattleitungen, in ihrem
jeweiligen Verantwortungsbereich die nachfolgend geregelten Pflichten, Rechte und
Ressourcenverantwortung, soweit diese nicht im Ubertragungsschreiben abweichend geregelt
sind:

4.4.1 PFLICHTEN

Es ist zu gewdahrleisten, dass die Vorgaben dieser Regelung im eigenen Verantwortungsbereich
beachtet und umgesetzt werden. AGUM unterstiitzt die Wahrnehmung der Aufgaben in der
eigenen, durch das Ubertragungsschreiben zugewiesenen Rolle.

Die nachfolgenden Pflichten sind zu beachten:

Hinweise bei der Nutzung von AGUM

Aneignung und regelmiBige Erlduterung: Diese Pflicht bezieht sich auf fiir die
Aktualisierung der im Bereich der Rolle Fiihrungskrifte oder die spezifische Rolle
iibertragenen Verantwortlichkeiten dargelegten erforderlichen Kenntnisse. AGU
notwendigen Kenntnisse in der bietet als Basis eine Schulung ,,Grundlagen der
Arbeitsschutzsystematik Arbeitssicherheit fiir Fiihrungskrafte® an. Durch

Veranderungen in Lehre und Forschung und der
Gesetzgebung konnen sich Anderung der
notwendigen Kenntnisse ergeben. Hierzu sind
Laborleitungen und die Stabsstelle AGU
gleichermaBen verpflichtet, sich gegenseitig tiber
Anderungen zu informieren.
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RegelmiBige Uberpriifung und Erlauterung: Wie in AGUM konkretisiert
Verbesserung von Sicherheit und

Gesundheitsschutz

Dokumenten- und Erlauterung: Wie in AGUM konkretisiert

Aufzeichnungsvorgaben beachten

Notfallorganisation sicherstellen bzw. | Einschrankung der Ausfithrungen in AGUM
die Sicherstellung der Ubertragen sind als Pflicht Beitriige gemiB der
Notfallorganisation unterstiitzen, eigenen Rolle zur Notfallorganisation, d.h.
Sicherstellen, dass

= die Vorgaben der Brandschutzordnung im
eigenen Verantwortungsbereich erfiillt
werden,

= die - gemal der von der Stabsstelle AGU
mitgeteilten Quote - ausreichende Anzahl der
Beschiftigten im eigenen
Verantwortungsbereich als
Brandschutzhelfer:innen ausgebildet sind*,

= die - gemaB der von der Stabsstelle AGU
mitgeteilten Quote ausreichende Anzahl der
Beschiftigten im eigenen
Verantwortungsbereich als Ersthelfer:innen
ausgebildet sind*,

» Arbeitsunfille im eigenen
Verantwortungsbereich gemeldet und
analysiert werden.

* Sofern einer Fiihrungskraft weniger als 10
Beschiftigte (,,Kopfe“) zugeordnet sind, besteht
die Pflicht darin, die Sicherstellung der
Notfallorganisation durch den:die Kanzler:in
oder den:die Dekan:in zu unterstiitzen.

Basispflicht Erlauterung: Durchfiihrung und regelmaBige
Gefahrdungsbeurteilungen Aktualisierung der Gefahrdungsbeurteilungen fiir

die Arbeitsplatze im eigenen
Verantwortungsbereich wie bei AGUM
beschrieben und durch einen
Handlungsleitfaden/Checkliste unterstiitzt
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Basispflicht Anweisungen Einschrankung der Ausfiihrungen in AGUM
(Betriebsanweisungen, Labor- und

Die Fithrungskraft setzt bei Arbeitsmitteln die
Werkstattordnungen);

Vorgaben der Betriebssicherheitsverordnung um
und erstellt - sofern dort vorgesehen -
Betriebsanweisungen. Dies gilt nicht fiir
Priifungen nach der
Betriebssicherheitsverordnung, die insgesamt der
Leitung der Abteilungen IV, VIII oder des ITMZ
iibertragen sind. Bei Labor- und
Werkstattordnungen bezieht sich die tibertragene
Pflicht ausschlieBlich darauf, dass konkrete
Vorschlige fiir solche Ordnungen oder fiir ihre
bedarfsgerechte Anpassung an den
Fachbereichsrat bzw. bei zentralen Einrichtungen
an das Prasidium zu richten sind, falls die
Regelungen der Hausordnung oder die
Allgemeine Laborordnung nicht ausreichen.

Basispflicht Unterweisungen Erlduterung: Unterweisungen zu den in der
Gefahrdungsbeurteilung oder
Betriebsanweisungen beschriebenen Gefahren
und MaBnahmen sowie zum Notfallmanagement,
wie in AGUM beschrieben

Basispflicht: Arbeitsmedizinische Einschrankung der Ausfithrungen in AGUM
Vorsorge Ubertragen sind Beitrige zur
Arbeitsmedizinischen Vorsorge gem. der in
AGUM beschriebenen Prozesse ggf. mit
Unterstiitzung durch die Stabsstelle AGU bzw.
den Betriebsarztlichen Dienst, d.h.

» Ermittlung der Bedarfe fiir Angebots- bzw.
Pflichtvorsorge im Rahmen der
Gefahrdungsbeurteilung (vgl. AGUM-
Checkliste),

= Sicherstellen, dass Tatigkeiten, bei denen eine
Pflichtvorsorge notwendig ist, nur dann
ausgefiihrt werden, wenn diese
wahrgenommen wurde und

= Angebotsvorsorge nachweislich anbieten.

Basispflicht: Regelungen fiir Einschrankung der Ausfiihrungen in AGUM
besondere Personengruppen (z. B. Ubertragen sind als Pflicht
Mutterschutz, Jugendarbeitsschutz) Gefahrdungsbeurteilung, Unterweisung und
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Uberwachung der Einhaltung der
Rahmenbedingungen fiir

- schwangere Beschiftigte (s. in AGUM und
QM unter Mutterschutz),

- minderjahrige Beschaftigte (s. in AGUM unter
Jugendarbeitsschutz) und

- Beschiftigte mit Behinderung ggf. mit
Unterstiitzung von Abt. III/Stabsstelle AGU

Pflichten der Ablauforganisation Erlauterung: Pflichten der Ablauforganisation

beachten und umsetzen beachten und umsetzen, soweit in AGUM fiir die
Rolle als Fiihrungskraft oder die spezifische Rolle
vorgesehen.

Teilnahme an Schulungs- und Erlauterung: Teilnahme an Schulungs- und

Fortbildungsangeboten Fortbildungsangeboten soweit fiir die
iibertragenen Pflichten in der weiteren
Entwicklung erforderlich

Weitere Pflicht ist die Fithrung einer aktuellen Liste mit den Beschéftigten, fiir die
Fiihrungsverantwortung besteht und der von ihnen regelmiBig als Arbeitsplitze genutzten Raume in
der HSRM sowie der Arbeitsmittel, fiir die eine Betriebsanweisung oder regelmifige Priifungen
(auBer DGV-V-3) durch die Fiihrungskraft zu veranlassen sind.

4.4. 2 RECHTE
Fithrungskrafte haben bei Umsetzung der AGU-Pflichten Weisungsbefugnis, konnen Verweise
und Verbote aussprechen und Anlagen bzw. Arbeitsmittel stilllegen.

Diese Befugnis ist fiir die Beschéiftigten im eigenen Zustandigkeitsbereich gegeben aufgrund der
Fachvorgesetztenfunktion. Sie besteht gegeniiber anderen Personen im Umfang des § 2 Abs. 4
der Hausordnung bzw. soweit die Aufgabe des Hausrechtsbeauftragten besteht oder iibertragen
wurde im Umfang des § 2 Abs. 3 der Hausordnung.

Abweichend von der Darstellung in AGUM ist eine Weiterdelegation von iibertragenen
Verantwortlichkeiten

e bei Abwesenheitsvertretungen in Laboren (dies ist die vorab festgelegte Person, die nach
Ablauf der Laborweiterbetriebsfrist (vgl. Punkt 4.6.4) und bis zur Riickkehr der eigentlichen
Laborleitung vertretungsweise in deren Pflichten eintritt),

e ansonsten nur in begriindeten Ausnahmefillen

mit Zustimmung des:der Kanzler:in i.V. des:der Prasident:in sowie unter Beteiligung des
zustandigen Personalrats gemilB den Regelungen des Hessischen Personalvertretungsgesetzes
(HPVG) im Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit durch den:die Kanzler:in méglich.
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4.4.3 RESSOURCEN

Die notwendigen Ressourcen fiir die Wahrnehmung der Pflichten sind bei der jahrlichen
Budgetanmeldung anzumelden und aus dem Budget der eigenen Organisationseinheit zu
erbringen. Soweit bei tiberwachungsbediirftigen Anlagen im Sinne der
Betriebssicherheitsverordnung, die in Laboren oder Werkstitten der Fachbereiche stehen, die
Kosten notwendiger Priifungen die finanziellen Moglichkeiten des jeweiligen Budgets tibersteigen,
ist liber den:die Dekan:in ein begriindeter Antrag zur Kosteniibernahme an den:die Kanzler:in zu
richten. Fiir notwendige Beratung und Fortbildung steht die Stabsstelle AGU zur Verfiigung.

4.4.4 AUSWIRKUNG VON PFLICHTVERSTOBEN

Fiir alle Beschaftigten der HSRM gelten bei dienstlichen Tatigkeiten Haftungsprivilegien und
Freistellungsanspriiche des offentlichen Dienstes. Auch die Wahrnehmung der iibertragenen
Verantwortung, Rechte und Pflichten ist dienstliche Tatigkeit. Im AuBenverhailtnis gelten die
allgemeinen Grundsitze der Amtshaftung, wodurch der Anspruch auf Schadensersatz bei einer
Amtspflichtverletzung auf die HSRM bzw. das Land Hessen iibergeleitet wird. Ein Regress der
HSRM bzw. des Landes Hessens ist in der Regel bei vorsitzlicher oder grob fahrlissiger
Pflichtverletzung moglich. Soweit die iibertragene Verantwortlichkeit wahrgenommen wurde
und MaBnahmen entsprechend AGUM bzw. den DGUV Regeln ergriffen wurden, konnen
Verantwortliche davon ausgehen, in der Regel weder grob fahrlassig noch vorsatzlich zu
handeln.

Die auf Grundlage des Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen, das
Mutterschutzgesetz und das Jugendarbeitsschutzgesetz enthalten BuBgeldvorschriften fiir
bestimmte VerstoBe. Aufgrund der Pflichteniibertragung kann die staatliche
Arbeitsschutzbehorde gem. § 22 ArbSchG bzw. die Aufsichtspersonen der Landesunfallkasse
gem. § 19 SGB VII Anordnungen und MafSnahmen unmittelbar gegen die verpflichtete Person
erlassen. Vorsitzliches und fahrlassiges Zuwiderhandeln gegen bestimmte Regelung der auf
Grundlage des Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und/oder der gesetzlichen
Unfallverhiitungsvorschriften sowie vorsatzliches oder fahrliassiges Zuwiderhandeln gegen
vollziehbare Anordnungen der Ordnungsbehorden gem. § 22 Abs. 3 ArbSchG, gegen
vollziehbare Anordnungen der Aufsichtsperson im Sinne des § 19 Abs. 1 SGB VII oder das
vorsatzliche oder fahrlassige Nichtdulden von MaBnahmen der Aufsichtsperson entgegen § 19
Abs. 2 SGB VII stellt eine Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einem BuB3geld von bis zu
30.000 Euro geahndet werden, §§ 25 ArbSchG, 209 SGB VII, § 9 OWIG.

Wird durch das vorsitzliche Zuwiderhandeln gegen bestimmte Regelungen der auf Grundlage
des Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen oder gegen eine vollziehbare
Anordnung nach § 22 Abs. 3 ArbSchG das Leben oder die Gesundheit von Beschiftigten bzw.
ihnen gleichgestellten Personen gefihrdet oder wird gegen eine vollziehbare Anordnung nach §
22 Abs. 3 ArbSchG beharrlich wiederholt zuwidergehandelt so stellt dies eine Straftat dar und
kann mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder mit einer Geldstrafe geahndet werden,
§8 26 ArbSchG, 14 StGB.
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Eine Nichtbeachtung der iibertragenen Pflichten kann arbeits- oder dienstrechtliche
Konsequenzen (z.B. Abmahnung oder DisziplinarmafSnahme) haben.

Samtliche zitierten Vorschriften gelten in der jeweils giiltigen Fassung und bleiben durch diese
Regelung unberiihrt.

4.5 VERANTWORTLICHKEIT DES:DER PRASIDENT:IN

Der:die Prasident:in vertritt die Hochschule nach auBen und ist Dienstvorgesetze:r des
Personals. Sie:er tragt damit auch die Gesamtverantwortung fiir den AGU und ist fiir die
Einhaltung der sich daraus ergebenden Pflichten verantwortlich. Deshalb muss sie:er den AGU
in der Hochschule organisieren. Sie:er ist verantwortlich fiir alle nicht iibertragenen Aufgaben
der HSRM im AGU, und bleibt unbeschadet der Rolle des:der Kanzler:in verantwortlich fiir die
Auswahl der Personen, denen Aufgaben iibertragen werden, die Festlegung des Umfangs der
Ubertragung durch Einzelweisungen, Aufsicht und Kontrolle iiber die Wahrnehmung der
iibertragenen Aufgaben und deren Entziehung. Sie oder er informiert das Prasidium iiber
wesentliche Entwicklungen im eigenen Aufgabenbereich, sorgt fiir die Beratung des jahrlichen
AGU-Berichts im Prasidium und fiir die Beschlussfassung iiber Schlussfolgerungen fiir das
Berichtsjahr und Zielvorgaben fiir das Folgejahr.

4.6 ERGANZENDE REGELUNGEN FUR EINZELNE ROLLEN
DER FUHRUNGSKRAFTE

4.6.1 ERGANZENDE REGELUNGEN FUR DIE ROLLE DES:DER KANZLER:IN

Der:die Kanzler:in leitet die Hochschulverwaltung nach den Richtlinien des Priasidiums und
nimmt nach MaBgabe der Beschlussfassung des Prasidiums die Haushalts-, Personal, und
Rechtsangelegenheiten wahr.

Die Geschiftsverteilung im Prasidium und Vertretung der Mitglieder des Prasidiums der
Hochschule RheinMain ordnet die Zustandigkeit fiir Angelegenheiten des Arbeits- und
Brandschutzes, fiir Sonderabfall und Gefahrenstoffe dem:der Kanzler:in zu. Hierzu zidhlen
gemiB Ubertragungsschreiben

¢ die Organisation der Umsetzung aller fiir die HSRM relevanten Rechtsvorschriften im AGU,

¢ die Gewinnung und Berufung von Beauftragten im Bereich AGU, soweit diese Aufgabe nicht den
Dekan:innen iibertragen ist,

e Ubertragung von Aufgaben mit Vertretungsvollmacht der Prisident:in,

e die Organisation von Qualifizierung der Beschiftigten, denen Aufgaben im Bereich AGU
iibertragen wurden,
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e Aufsicht und Kontrolle tiber die Wahrnehmung der tbertragenen Aufgaben in standiger
Vertretung des:der Prasident:in,

¢ die Entscheidung tiber die akute SchlieBung und Wiedereroffnung von Laboren, Werkstitten oder
anderer Arbeitsplitze aus Griinden des AGU,

e die Beteiligung des Personalrats, der Schwerbehindertenvertretung und der Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten in Angelegenheiten des AGU,

e Information des:der Prisident:in iiber Lagen, die eine Verdnderung bei den iibertragenen
Aufgaben notwendig machen,

¢ Vorschlige an den:die Prasident:in zur Weiterentwicklung der iibertragenen Aufgaben,
¢ die Einbringung des jahrlichen AGU-Berichts in das Prasidium.

Der:die Kanzler:in wird bei der Wahrnehmung der Aufgaben von der Stabsstelle AGU, der
Beauftragten im Bereich AGU sowie der gesamten Verwaltung unterstiitzt.

Der Verantwortungsbereich des:der Kanzler:in gema8 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte
Ubertragung wird wie folgt erginzt:

e Prisidiumsmitglieder, Dekan:innen, Abteilungsleitungen, Leitungen zentraler Einheiten,
Stabsstellenleitungen, Personen, die ohne Vorgesetzte zu sein, direkt einem Prasidiumsmitglied
zugeordnet sind und alle Beschiftigten der HSRM, die keinen Vorgesetzten haben.

e Die von diesen Beschiftigten als Arbeitsplatz iiblicherweise genutzten Riume innerhalb der
HSRM (nicht Raume, die auBerhalb der HSRM wihrend des Mobilen Arbeitens genutzt werden)
und die innerhalb dieser Rdume genutzten Arbeitsmittel.

4.6.2 ERGANZENDE REGELUNGEN FUR DIE ROLLE DES:DER DEKAN:IN
Der Verantwortungsbereich des:der Dekan:in 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte Ubertragung
wird wie folgt erganzt:

e wissenschaftlichen Mitglieder und technisch-administrativen Mitglieder, die nicht einer
Einrichtung des Fachbereichs zugeordnet sind. Nicht zu beriicksichtigen sind Tatigkeiten
dieser Beschiftigten, die im Bereich der Forschung und Lehre einer Professur als
Dienstleistung erbracht werden.

Erginzend zu der in Punkt 4.4 genannten Ubertragung werden ihm:ihr folgende Pflichten
iibertragen:

e Bestellung der Sicherheitsbeauftragten und der Ansprechpartner:innen fiir Arbeitssicherheit
des Fachbereichs;

e vor der Ubertragung einer Vorgesetztenfunktion nach § 7 Abs. 2 der Grundordnung:
Ubermittlung des Entwurfs des Beauftragungsschreibens und eines formlosen Berichts iiber
die AGU-Fachkunde und Zuverlassigkeit von Person, auf die die Vorgesetztenfunktion
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iibertragen werden soll, an Abteilung III, damit gleichzeitig mit Ubertragung der
Vorgesetztenfunktion die Pflichteniibertragung erfolgen kann;

vor der Bestellung einer Laborleitung im Sinne der Beauftragten-Satzung: Ubermittlung des
Entwurfs des Beauftragungsschreibens, des AGU-Schreibens und eines formlosen Berichts
iiber die AGU-Fachkunde und Zuverlassigkeit des:der zu beauftragenden Professor:in an
den:die Kanzler:in, damit gleichzeitig mit der Bestellung zum:zur Laborleiter:in die
Pflichteniibertragung erfolgen kann;

Pflege des den eigenen Fachbereich betreffenden Teils der Laborleitungsliste, indem
Laborweiterbetriebsfristen (vgl. Punkt 4.6.4) aktuell gehalten und beauftragte Laborleitungen
eingetragen und abberufene Laborleitungen ausgetragen werden sowie zur Verfiigung stellen
an die Stabsstelle AGU und die Abteilungsleitungen IV;

Klarung der Lage in einem Labor des eigenen Fachbereichs bei absehbarem Ablauf der
Laborweiterbetriebsfrist ohne handlungsfahige Laborleitung oder deren
Abwesenheitsvertretung und Beratung des:der Kanzler:in zur SchlieBung oder zum
Weiterbetrieb eines Labors.

Mitwirkung an der Bewirtschaftung der Sondermittel fiir Betriebssicherheit der Labore mit
besonders hohen Kosten fiir externe Priifungen;

Vorschldge an den:die Prasident:in zur Weiterentwicklung der tibertragenen Aufgaben.

4.6.3 ERGANZENDE REGELUNGEN FUR DIE ROLLE DER PROFESSOR:INNEN
Der Verantwortungsbereich der Professor:innen in 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte
Ubertragung wird im Lichte des Artikels 5 Abs. 3 des Grundgesetzes wie folgt erginzt:

Beschiftigte, fiir die der:die Professor:in nicht Fachvorgesetzte:r ist, die aber zur
Verwirklichung der Freiheit von Forschung und Lehre in ihrer oder seiner Verantwortung
Dienstleistungen erbringen, sowie Studierende, die an den eigenen Lehrveranstaltungen
teilnehmen oder unter der Verantwortung des:der Professor:in forschen.

Ergianzend zu Punkt 4.3 werden folgende Aufgaben iibertragen:

1.

Die Regelungen zur Gefihrdungsbeurteilung und zur arbeitsmedizinischen Vorsorge
beziehen sich sinngemiB auch auf die eigene Person und alle Beschiftigten und
Arbeitsplatze, die oben erganzend in den Verantwortungsbereich einbezogen sind. Sie
beziehen sich auf die dort genannten Studierende nur dann, wenn sie in der Lehre und
Forschung mit Stoffen im Sinne der Gefahrstoffverordnung bzw. der Biostoffverordnung
oder mit Arbeitsmitteln im Sinne der Betriebssicherheitsverordnung umzugehen haben.
Soweit eine Studentin schwanger ist, sind Beitrdge zur Gefihrdungsbeurteilung der
Studiengangsleitung zu iibermitteln.

Die Regelungen zur Unterweisung gelten auch fiir alle Fille, in denen nach Ziffer 1 eine
Gefahrdungsbeurteilung zu erstellen ist.
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Die Professor:innen sind dem genannten Personenkreis gegentiber in Fragen des AGU
weisungsbefugt.

4.6.4 ERGANZENDE AUFGABEN FUR LABORLEITUNGEN UND
WERKSTATTLEITUNGEN

Der Verantwortungsbereich in 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte Ubertragung wird im Lichte des
Artikels 5 Abs. 3 des Grundgesetzes wie folgt erganzt:

e Alle Nutzerinnen und Nutzer des geleiteten Labors.

e Die im Labor oder die Werkstatt eingebrachten Arbeitsmittel (ab der Steckdose, dem Gashahn
oder Wasserhahn) mit Ausnahme

o der zentral vom ITMZ beschafften IT-Gerite inkl. Kopierer,

o der Digestorien, Feuerloscher, Gefahrstoffschranke,

o der Leitern, Tritte, Geriiste im Eigentum der HSRM und

o Geriten, auf deren Steuer- und Regeltechnik allein die Abteilung IV Zugriff hat.

Keine Zustédndigkeit besteht fiir die DGUV-V3-Priifung ortsverdnderlicher elektrischer
Betriebsmittel.

Erganzend zu Punkt 4.3 werden folgende Aufgaben iibertragen:
e Allein § 4 der Allgemeinen Laborordnung der Hochschule RheinMain genannten Aufgaben,

e Gewibhrleistung des ganzjahrigen sicheren und gesunden Betriebs des Labors fiir Forschung und
Studium auch in Vollauslastung,

e Festlegung einer Laborweiterbetriebsfrist, das ist die Zeitspanne in der unter normalen
Umstianden aufgrund der eigenen Vorkehrungen das Labor weiterbetrieben werden kann, ohne
dass Entscheidungen zu treffen sind, die der Leitung vorbehalten bleiben; diese Frist ist dem
Dekanat und der Stabsstelle AGU mitzuteilen.

¢ Unterweisung von Drittfirmen, die an Geraten im Labor tatig werden.
Als Recht wird ergidnzend zu 4.4.2 tibertragen:

e die Regelung des Zugangs zum Labor oder zur Werkstatt.

4.6.5 ERGANZENDE AUFGABEN FUR ABTEILUNGSLEITUNG IV

Der Verantwortungsbereich in 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte Ubertragung wird wie folgt
erganzt:

e Alle Grundstiicke und Gebaude der Hochschule RheinMain, die diese im Eigentum besitzt und
alle angrenzenden auBenliegenden Flichen wie z. B. Lagerplitze, Wege, Zugange, Parkplitze
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(auf eigenem Grundstiick oder Erbpachtgrundstiick). Bei den Gebauden erstreckt sich dies auf
die Gebaudehiille (z.B. Wande, Decken) und alle Gebaudeteile und technischen Anlagen, die
mit den Gebauden eine Einheit bilden und die zu deren allgemeinen Betrieb erforderlich sind
(z.B. Beleuchtungsanlagen, Wasser- und Warmenetz, Brandschutzanlagen, Personenaufziige,
Digestoren, Gefahrstoffschrianke), HygienemaBnahmen (Trinkwasserversorgung,
Raumlufttechnik), Verkehrssicherheit betreffend Gebaude und Anlagen,
Baustellensicherheit).

Angemietete Liegenschaften und Grundstiicke, soweit im Mietvertrag Betreiberpflichten
iibertragen worden sind, einschlieBlich unverziiglicher Meldung erkannter Maéngel,
(insbesondere der Heizungs-, Klima, Liiftungs-, Elektro-, Beleuchtungs- und Sanitaranlagen,
sowie Blitz- und Brandschutzanlagen) an den Eigentiimer.

Alle gebaudetechnischen Anlagen der Gebaude, die die Hochschule RheinMain betreibt.

Alle von der Arbeitgeberin zur Verfiigung gestellten arbeitsplatzbezogenen und mit den
Gebauden verbundene Infrastruktur.

Ergianzend zu Punkt 4.3 werden folgende Aufgaben iibertragen:

Gewihrleistung, dass auf den genannten Grundstiicken und Gebiduden die der HSRM
obliegende technische Betreiberverantwortung erfiillt und die Betreiberpflichten inklusive
Gefahrdungsbeurteilungen sichergestellt werden.

Veranlassung der wiederkehrenden Priifungen durch zugelassene Uberwachungsstellen
(Priifsachverstiandige) und befiahigte Personen (Sachkundige) im o.g. Zustandigkeitsbereich.
Storungsbeseitigung und Instandhaltung zur Aufrechterhaltung der Funktionsfahigkeit,
Wahrnehmung der Verkehrssicherungspflichten der gebaudetechnischen Anlagen

Fiihren der Priifiibersicht aller baulichen/technischen Priifungen

Elektrische Priifung von ortsverinderlichen Geridten nach DGUV V3

4.6.6 ERGANZENDE AUFGABEN FUR ABTEILUNGSLEITUNG VIII
Der Verantwortungsbereich in 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte Ubertragung wird wie folgt
erganzt:

Alle Leitern, Tritte und Geriiste im Eigentum der HSRM. Gewihrleistung der
Verkehrssicherungspflicht auf Allgemeinflichen der Hochschule RheinMain.

Erganzend zu Punkt 4.3 werden folgende Aufgaben iibertragen:

Verantwortung fiir die Betriebssicherheit der Leitern, Tritte und Geriiste im Eigentum der
HSRM und Gewahrleistung der Verkehrssicherungspflicht auf Allgemeinflichen der
Hochschule RheinMain inkl. vorbeugende Wegsicherung.
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4.6.7 ERGANZENDE AUFGABEN FUR DIE LEITUNG DES ITMZ

Der Verantwortungsbereich in 4.3 fiir die in Punkt 4.4 genannte Ubertragung wird wie folgt
erganzt:

e Alle von dem ITMZ zentral beschafften IT-Komponenten und Gerate einschlieBlich Laptops
und Drucker.

Ergianzend zu Punkt 4.3 werden folgende Aufgaben iibertragen:

e Verantwortung fiir die Betriebssicherheit der von dem ITMZ zentralbeschafften IT-
Komponenten und Gerite einschlieBlich Laptops und Drucker.

5. VERFAHREN ZUR UBERTRAGUNG

Die Ubertragung der unter 4 genannten AGU-Verantwortlichkeiten an die Inhaber:innen der
genannten Rollen erfolgt aufgrund einer Einschatzung der Zuverlassigkeit und Fachkunde
durch ein AGU-Schreiben in Schriftform (§ 126 BGB) und gegen Bestitigung des Empfangs.

Der:die Kanzler:in regelt das Verfahren zur Feststellung der Fachkunde und Zuverlassigkeit.

Das AGU-Schreiben zeichnet der:die Kanzler:in in Vertretung des:der Préasident:in. Der:die
Prasident:in erteilt die Vollmacht schriftlich. Im AGU-Schreiben kann auf diese Regelungen
Bezug genommen werden, wenn sie als Anlage beigefiigt sind.

Die Empfangsbestiatigung wird in die Personalakte aufgenommen.

Die Organisations-, Uberwachungs- und Kontrollpflicht verbleibt bei dem:der Prisident:in bzw.
dem:der Kanzler:in. Unberiihrt bleibt auch die Verantwortlichkeit von Hochschulmitgliedern,
die aufgrund besonderer gesetzlicher Regelungen bestellt bzw. denen dezidiert Pflichten
schriftlich tibertragen worden sind.

6. ENTZIEHUNG

Der:die Prasident:in oder in Vertretung der:die Kanzler:in kann bei Unzuverlassigkeit oder
fehlender Fachkunde die Ubertragung zuriicknehmen; dies bedarf der Schriftform.

7. UNTERSTUTZUNG IN DER WAHRNEHMUNG DES AGU

Die Beschiftigten werden rund um den AGU auf vielfaltige Weise unterstiitzt. Dies gilt
insbesondere fiir die Ubertragungsempfiinger:innen.
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7.1 STABSSTELLE ARBEITSSICHERHEIT, GESUNDHEITS- UND
UMWELTSCHUTZ (AGU)

Die Mitarbeiter:innen der Stabstelle AGU unterstiitzen und informieren zu insbesondere
folgenden Themen:
* Arbeitsschutz und Gefahrstoffe

* Arbeitsmedizin

* Organisatorischer Brandschutz

»  Gefahrdungsbeurteilungen

» Entsorgung und Transport von gefahrlichen Abfallen

e Strahlenschutz

Sie haben auch die Aufgabe, fiir die AGU-Verantwortlichen zur guten Wahrnehmung ihrer
jeweiligen Rolle unterstiitzende Tools, Dokumente und Formulare bereitzustellen bzw. solche
mit ihnen zu entwickeln. Sie bietet ,Best Practices” fiir in der Hochschule wiederkehrende
Standardfalle ab. Sie sind ebenfalls Ansprechpersonen fiir Fragen und Anmerkungen zum AGU
und sind unter der Funktionsmailadresse arbeitssicherheit@hs-rm.de oder unter den auf der
Homepage ersichtlichen Rufnummern erreichbar.

7.2 FACHKRAFTE, SICHERHEITSBEAUFTRAGTE, ERST- UND
BRANDSCHUTZHELFER:INNEN

Fiir die verschiedenen Themengebiete gibt es an der HSRM bestimmte Fachkrafte und
Beauftragte, die die Hochschulleitung in der Wahrnehmung ihrer Pflichten unterstiitzen. Dazu
gehoren beispielsweise Sicherheitsbeauftragte, Ersthelfer:innen oder Brandschutzhelfer:innen.
Weitere Informationen erhalten Sie iiber die Stabstelle AGU oder im AGUM-System.

7.3 AGU-MANAGEMENTSYSTEM (AGUM)

Die HSRM stellt fiir die Beschaftigten ein webbasiertes Informations- und
Dokumentationssystem fiir den Arbeits-, Gesundheits-, und Umweltschutz bereit (AGUM). Das
AGUM konkretisiert und ergédnzt diese Regelung durch Hinweise zu geltenden Normen und
technischen Regeln. Die Aufbau- und Ablauforganisation der Hochschule ist abgebildet und die
Aufgaben der einzelnen Akteure sind durch Prozesse hinterlegt. AGUM ist somit fiir jede:n
Verantwortungstrager:in im AGU eine praktische und zuverladssige Unterstiitzung.

Rund um die Arbeitsschutzsystematik und die Verwendung von AGUM werden entsprechende
Schulungen durch die Mitarbeiter:innen der Stabstelle AGU angeboten. Dies gilt auch fiir die
Gefahrstoffverwaltungssoftware DaMaRIS . Die Schulungen zur Arbeitsschutzsystematik und
der Verwendung von AGUM sind fiir die oben benannten Ubertragungsempfingerinnen und -
empfanger verpflichtend.
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Das AGUM ist an der Hochschule RheinMain Grundlage fiir die Umsetzung der Vorschriften im
AGU.

Die Pflege und Aktualisierung des AGUM erfolgt durch die Stabstelle AGU. AGUM steht den
Beschiftigten tiber die Homepage/den Schnelleinstieg der HSRM zur Verfiigung.

7.4 GEFAHRSTOFFMANAGEMENT- DANGEROUS MATERIALS

REGISTRY INFORMATION SYSTEM (DAMARIS)

Laut Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) besteht die Verpflichtung ein Kataster zu fiihren, in
dem alle vorkommenden Gefahrstoffe aufgefiihrt sind und das stets aktuell gehalten wird.
Hierfiir steht mit dem Dangerous Materials Registry System (DaMaRIS) ein elektronisches Tool
zur Verfiigung, das zwingend zu verwenden ist. Weitere Informationen hierzu sind iiber die
Stabstelle AGU, die:den Gefahrstoffbeauftragte:n oder im Nutzerhandbuch verfiigbar.

7.5 QM
Im QM-Portal der Hochschule RheinMain lassen sich ebenfalls Informationen rund um den
Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutz abrufen.

7.6. ABTEILUNG IV BAU UND-
GEBAUDEMANAGEMENT/ABTEILUNG VIII CAMPUS SERVICE

In Fragen der Betriebssicherheit von Geriten, Verkehrssicherungspflicht und des
Gebaudemanagements etc. stehen die dafiir zustandigen Mitarbeiter:innen der Abteilungen IV
und VIII zur Verfiigung.

7.7 UNTERSTUTZUNG DURCH NACHGEORDNETE
MITARBEITER:INNEN

Vorbereitende, mitwirkende Aufgaben konnen im Rahmen des Weisungsrechts, soweit der
Eingruppierung entsprechend, angewiesen werden. Die Verantwortung verbleibt beim
Vorgesetzten.

8. ARBEITSSCHUTZAUSSCHUSSES (ASA)

Der Arbeitsschutzausschuss (ASA) der HSRM berit grundliegende Anliegen des
Arbeitsschutzes, der Unfallverhiitung und des Umweltschutzes. Er kann zu diesen Themen
Vorschlage unterbreiten.
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Der ASA tritt mindestens einmal vierteljahrig zusammen. Organisatorisch gilt dessen
Geschaftsordnung.

Der ASA setzt sich gemal § 11 Satz 2 Arbeitssicherheitsgesetz (ASiG) und weiteren durch die
Geschaftsordnung zu bestimmenden Mitgliedern zusammen. Die Schwerbehindertenvertretung
hat das Recht, an allen Sitzungen des ASA beratend teilzunehmen. Dariiber hinaus hat die
Schwerbehindertenvertretung das Recht, Angelegenheiten, die einzelne Schwerbehinderte oder
Gruppen schwerbehinderter Mitarbeiter:innen betreffen, auf die Tagesordnung des Ausschusses
setzen zu lassen.

9. INKRAFTTRETEN; UBERGANGSREGELUNG

Diese Regelung tritt einen Tag nach Veroffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen in Kraft.
Gleichzeitig wird die Amtliche Mitteilung 619 vom 01.10.2019 aufgehoben. Die Novelle der AM
619 im Jahr 2025 lisst die Wirksamkeit bestehender Ubertragungsschreiben unberiihrt. Der:die
Kanzler:in regelt die schrittweise Umsetzung durch Ubertragungsschreiben.

Regelung zur Umsetzung des Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutzes an der Hochschule RheinMain Seite 20 von 20



	AMTLICHE MITTEILUNG
	Bekanntmachung

	Regelung zur Umsetzung des Arbeits-, Gesundheits- und Umweltschutzes (AGU) an der Hochschule RheinMain
	Präambel
	1. Rechtsvorschriften
	2. Geltungsbereich
	3. Grundpflichten aller Beschäftigten
	4. Verantwortlichkeit für die Einhaltung der Bestimmungen zum AGU an der Hochschule RheinMain
	4.1 Übertragung von AGU-Verantwortlichkeiten an Führungskräfte und Funktionsträger:innen
	4.2  Rollen
	4.3  Verantwortungsbereich
	4.4 Übertragung an Führungskräfte
	4.4.1 Pflichten
	4.4. 2 Rechte
	4.4.3 Ressourcen
	4.4.4 Auswirkung von Pflichtverstößen

	4.5 Verantwortlichkeit des:der Präsident:in
	4.6 Ergänzende Regelungen für einzelne Rollen der Führungskräfte
	4.6.1 Ergänzende Regelungen für die Rolle des:der Kanzler:in
	4.6.2 Ergänzende Regelungen für die Rolle des:der Dekan:in
	4.6.3 Ergänzende Regelungen für die Rolle der Professor:innen
	4.6.4  Ergänzende Aufgaben für Laborleitungen und Werkstattleitungen
	4.6.5  Ergänzende Aufgaben für Abteilungsleitung IV
	4.6.6  Ergänzende Aufgaben für Abteilungsleitung VIII
	4.6.7  Ergänzende Aufgaben für die Leitung des ITMZ

	5. Verfahren zur Übertragung
	6. Entziehung
	7. Unterstützung in der Wahrnehmung des AGU
	7.1 Stabsstelle Arbeitssicherheit, Gesundheits- und Umweltschutz (AGU)
	7.2 Fachkräfte, Sicherheitsbeauftragte, Erst- und Brandschutzhelfer:innen
	7.3 AGU-Managementsystem (AGUM)
	7.4 Gefahrstoffmanagement- Dangerous Materials Registry Information System (DaMaRIS)
	7.5 QM
	7.6. Abteilung IV Bau und- Gebäudemanagement/Abteilung VIII Campus Service
	7.7 Unterstützung durch nachgeordnete Mitarbeiter:innen
	8. Arbeitsschutzausschusses (ASA)
	9. Inkrafttreten; Übergangsregelung


